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Der neue Mindestlohn ist noch gar
nicht Gesetz, doch die Beamten
im Bundesarbeitsministerium spü-

ren ihn schon jetzt. Zumindest jene, die
ihre Mittagspause in der Kantine ver -
bringen. 

Die drei Menüs, die dort täglich ange-
boten werden, sind einige Cent teurer ge-
worden. Der Pächter, der die Kantine be-
treibt, garantiert seinen Mitarbeitern näm-
lich schon jetzt einen Lohn von mindestens
8,50 Euro brutto in der Stunde – wie es
alle externen Dienstleister des Ministe -
riums tun müssen. Die alten Preise für Ein-
topf, Schnitzel oder Currywurst waren da-
her nicht zu halten. 

Preisanstieg in Kantinen – die Mindest-
lohn-Gegner bei CDU und CSU durften
sich bestätigt fühlen. Für sie war die Ein-
führung der gesetzlichen Untergrenze
schon immer so etwas wie der Anfang vom
Ende des Abendlandes: Massiver Stellen-
abbau drohe, wetterten sie. Preisanstieg!
Firmenpleiten! Und nicht zuletzt das Ende
der deutschen Spargelproduktion.

Die ernsthafte Bilanz des Mindestlohns
steht natürlich noch aus. Aber derzeit sind
renitente Unionspolitiker mit ihrem Furor
ziemlich allein. Sie kämpfen zwar weiter
lautstark um Ausnahmen für möglichst
viele Branchen und Personengruppen.
Aber Betriebe und Branchen stellen 
sich längst auf den neuen Mindestlohn ein.

Sie müssen jetzt rasch lernen, mit ihm 
zu leben. 

Die Zeit drängt: Branchen können die
Zahlung des gesetzlichen Mindestlohns
von 8,50 Euro bis 2017 hinausschieben,
wenn es ihnen gelingt, noch in diesem Jahr
einen bundesweiten Tarifvertrag abzu-
schließen. Dann sind auch Löhne unter-
halb von 8,50 Euro erlaubt. Unbemerkt,
aber unaufhaltsam führt das Projekt Min-
destlohn so zu einer Wiederbelebung der
über Jahre arg gerupften deutschen Tarif-
landschaft. 

Arbeitgeberverbände, die teilweise jahre -
lang keine Notwendigkeit für Lohn-Tarif-
verträge sahen, haben sich mittlerweile auf
Abschlüsse eingelassen. Die Löhne von Fri-
seuren, Fleischern oder Forstarbeitern wer-
den nun bis spätestens Ende 2016 auf 8,50
Euro steigen. Nach einer Analyse des Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaftlichen Insti-
tuts der gewerkschaftsnahen Hans-Böck-
ler-Stiftung stiegen je nach Branche die un-
tersten Gehälter im vergangenen Jahr zwi-
schen 2 und knapp 14 Prozent. In 11 von 14
Wirtschaftszweigen liegen die Branchen-
mindestlöhne bereits über 8,50 Euro.

Als Problemfälle übrig geblieben waren
zunächst jene Branchen, die dachten, der
Kelch würde doch noch an ihnen vorüber-
gehen. Nun suchen sie eilig nach einer Lö-
sung für Erntehelfer, Taxifahrer oder Zei-
tungsausträger.

Knapp drei Wochen bleiben noch Zeit,
bis der Bundestag am 4. Juli die gesetz -
lichen Lohnuntergrenzen endgültig be-
schließt. Im Büro von Arbeitsministerin
Andrea Nahles (SPD) geben sich inzwi-
schen Gewerkschaftsfunktionäre und Ar-
beitgeberlobbyisten die Klinke in die
Hand. Von „Informationsgesprächen“ ist
offiziell die Rede. Torschlusspanik könnte
man es auch nennen. 

So ringt derzeit die Hotel- und Gast -
stättenbranche um einen Tarifvertrag für
die gesetzlich erlaubte Übergangslösung
für die rund 1,8 Millionen Beschäftigten
der Branche. Am vergangenen Mittwoch
ließ sich Ressortchefin Nahles über den
Stand informieren. Arbeitgeber und Ge-
werkschafter erschienen getrennt – zuvor
hatten sie sich in ihren Verhandlungen
 völlig verkeilt. Die nächste Gesprächs -
runde soll nun spätestens im August statt-
finden. 

Ähnliches gilt für die Landwirtschaft,
wo 314 000 Saisonkräfte arbeiten. Zwar
 hatte die Union die Zukunft der Spargel-
stecher und Gurkenpflücker zwischenzeit-
lich zur nationalen Standortfrage hochge-
jazzt. Ausnahmen wird es aller Voraussicht
nach trotzdem nicht geben. Die Experten
im Arbeits- wie im Landwirtschaftsminis-
terium sind sich nämlich einig, dass man
die Erntehelfer nicht einfach vom Mindest-
lohn ausnehmen kann. 90 Prozent kom-
men aus dem Ausland, die meisten aus Po-
len und Rumänien. Würde man sie anders
behandeln als ihre einheimischen Kollegen,
könnte das gegen Europarecht verstoßen.
Sogar die Arbeitgeber räumen dieses Pro-
blem ein. Allerdings hoffen sie nun we-
nigstens auf eine Art von politischem Ge-
gengeschäft. 

Die Union dringt darauf, der Branche
wenigstens an anderer Stelle eine Wohltat
zu verschaffen, wenn am Mindestlohn
schon kein Weg vorbeigeht – beispielswei-
se bei den Sozialabgaben oder Steuern für
Erntehelfer. Bundeslandwirtschaftsminis-
ter Christian Schmidt unterstützt den
Schutz vor Niedriglöhnen inzwischen so-
gar „ausdrücklich“. Der CSU-Politiker
räumt aber ein, es müsse geprüft werden,
„ob bei kurzfristig beschäftigten Saison -
arbeitnehmern im Obst- und Gemüsebau
die besonders schmale Ertragssituation der
Betriebe abgebildet werden kann“. 

Doch am Ende werden sich auch die
deutschen Bauern ins Unvermeidliche fü-
gen müssen. Denn wer bis zum Jahresende
keinen Tarifvertrag hat, muss bereits von
2015 an, in wenigen Monaten also, den
Mindestlohn von 8,50 Euro zahlen. Des-
halb beginnen für Erntehelfer in Landwirt-
schaft und Gartenbau am 3. Juli die Ver-
handlungen über einen gemeinsamen Min-
destlohnvertrag – einen Tag vor der Ab-
stimmung im Bundestag. Markus Dettmer, 

Cornelia Schmergal
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Arbeitsministerin Nahles: Sanfter Druck 

Bauern in 
Torschlusspanik 
Arbeitsmarkt Der lautstarke Streit um den
Mindestlohn täuscht. Die Wirtschaft
dreht bei. Immer mehr Problembranchen
schließen eilig Tarifverträge ab.


